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Aarhus-KV als integraler Bestandteil des UnionsR

25.6.1998: Unterzeichnung Aarhus-KV durch EG

17.02.2005: Ratifikation Aarhus-KV durch EG

-> Damit sind Vorschriften der Aarhus-KV integraler

Bestandteil der Unionsrechtsordnung geworden

(Art 216 Abs 2 AEUV)



Position der EU zur Umsetzungszuständigkeit

„ … zum Zeitpunkt der Genehmigung des Übereinkommens

durch die Europäische Gemeinschaft die Mitgliedstaaten für

die Erfüllung dieser Verpflichtungen verantwortlich sind …“

(Offenlegungserklärung der EG gem Art 19 Abs 5 Aarhus-KV)



EU-Aarhus-Vertragsverletzungsverfahren

Seit 11.07.2014 (Aufforderungsschreiben)

Vertragsverletzungsverfahren Nr 2014/4111

Vorwurf der KOM:

Mangelhafter Zugang der Öffentlichkeit in

Umweltangelegenheiten (Art 9 Abs 3 Aarhus-KV) im

Anwendungsbereich:

der FFH-RL,

der WRRL,

der Luftqualitäts-RL und

der Abfallrahmen-RL



Finanzielle Sanktionen
im Falle einer EuGH-Verurteilung:

Zwangsgeld für Österreich derzeit:

EUR 2.788 – EUR 167.280 pro Tag der Säumnis ab
Urteilsverkündung

Das wäre pro Jahr der Säumnis: EUR 61.057.200,00

Zusätzlich Pauschalbetrag

Mindestpauschalbetrag: EUR 2.312.000,00



Aktuell: Aarhus-Sammelnovelle

Beschluss Ministerrat v 27.6.2018 für Aarhus-

Begutachtungsentwürfe:

AWG

IG-L

WRG



Case C-243/15, Slowakischer Braunbär II – GA Kokott,

Schlussanträge v 30.6.2016

“Depending on one’s point of view, the situation at issue … is reminiscent either

of the law-inspired works of Franz Kafka, in particular the parable ‘Vor dem

Gesetz’ (Before the Law), or of Don Quixote:

In Kafka, the man seeking justice is for no discernible reason denied access to the

court and eventually dies of exhaustion.

Don Quixote, on the other hand, insists on tilting at windmills instead of

devoting himself to more sensible pursuits.”



GA Sharpston, Schlussanträge Protect:

„In der Rechtssache Trianel habe ich die Ansicht
vertreten, dass, ähnlich wie ein Ferrari mit
verschlossenen Türen, ein Schutzsystem in der Praxis
wenig hilft, wenn es für bestimmte Kategorien von Klagen
nicht zugänglich ist.“



Diskussionspunkte:

Wer ist Mitglied der Öffentlichkeit?

Welche Kriterien soll es für Mitglieder der Öffentlichkeit geben?

Wie wird Verfahrenszugang eingeräumt?

Welche Akte können angefochten werden?

Welche Umweltbestimmungen können eingefordert werden?

Wie kann man Art 9 (2) von Art 9 (3) abgrenzen?

Wie ist das Case-Law des ACCC zu verstehen?

Wie ist die EuGH-Judikatur zu verstehen?





Wendung durch den EuGH …



Woran misst der EuGH die Aarhus-Konformität?

Grundsatz der
Äquivalenz

Grundsatz der
Effektivität

Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit

Grundsatz der loyalen
Zusammenarbeit

Grundsatz des
Anwendungsvorrangs

Art 47 GRC:
Recht auf einen

wirksamen
Rechtsbehelf & ein

unparteiisches
Gericht



Rechtsschutzlegitimierte

Anerkannte
Umweltorganisationen Einzelpersonen

-) haben ex lege ein
ausreichendes Interesse
oder ein Recht inne, das
verletzt sein könnte

-) dürfen nicht auf subj-
öffentliche Rechte
beschränkt werden

-) keine Kriterien, die alle
oder fast alle vom
Gerichtszugang
ausschließen

-) müssen Unionsrecht,
das Grenzwerte zum
Schutz der
menschlichen
Gesundheit festlegt,
gerichtlich durchsetzen
können!

-) RL über die Qualität
der Luft
-) RL über die Qualität
des Trinkwassers



Rechtsschutzgegenstand Art 9 Abs 3

„die aus dem Unionsumweltrecht hervorgegangenen

Rechtsvorschriften“

Alles, was nicht in den Anwendungsbereich der UVP-RL

und der IE-RL fällt, - sofern das Projekt „KEINE

erhebliche Auswirkung auf die Umwelt“ haben kann

Sonst Anwendungsbereich des Art 6 Abs 1 lit b Aarhus-KV
eröffnet und Rechtsschutz nach Art 9 Abs 2 Aarhus-KV



Größe des Projekts

Standort

Auswirkungen

Naturverträglichkeitsprüfungen

Vorhaben mit erhebl neg.
Auswirkungen auf den
Gewässerzustand (Art 4 WRRL)

Umwelt-
schaden?



Rechtsschutzausgestaltung I

Art 9 Abs 3 Aarhus-KV hat im UnionsR keine

unmittelbare Wirkung.

Aber: VerfahrensR ist im Sinne eines weiten

Gerichtszugangs auszulegen (auch § 8 AVG!)

Wenn VerfahrensR nicht so auslegbar -> unangewendet

lassen!

Kriterien, die derart streng sind, das es für Umwelt-NGOs

praktisch unmöglich ist, Gerichtszugang nach Art 9/3 zu

bekommen, unzulässig!



Rechtsschutzausgestaltung II

Im Bereich Art 9/3 muss kein Recht auf Beteiligung als

Verfahrenspartei im Bewilligungsverfahren gewährt werden

AUSSER: Verknüpfung zw Parteistellung u Gerichtszugang

Im innerstaatlichen Kontext: Beachtung des Äquivalenz-

Grundsatzes!!!

Präklusion im Bereich Art 9/3: An sich möglich, wenn

Anforderungen der EU-Grundrechtecharta (insb Wahrung

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit) erfüllt.



Rückwirkung von EuGH-U???

„Pipeline-Judikatur“

UVP-Pflicht gilt dann nicht, wenn Zeitpunkt der förmlichen
Antragstellung auf Genehmigung vor dem Zeitpunkt liegt, zum
dem die Umsetzungsfrist für die UVP-RL ablief.

Für den Bereich 2. Säule Aarhus:

EuGH-U Altrip & EuGH-U KOM/Deutschland:
Pipeline-Judikatur gilt nicht für die Bestimmungen des mit der
Öffentlichkeitsbeteiligungs-RL eingeführten 10a/11 UVP-RL.
Rückwirkung auf verwaltungsbehördl
Genehmigungsverfahren, die vor dem 25.6.2005 (= Fristende
Umsetzung ÖB-RL) eingeleitet wurden, eine Genehmigung
aber erst nach diesem Zeitpunkt erteilt wurde.





Raum & Zeit
für

Ihre Fragen, Anmerkungen, Ideen …
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